N. 2383. 
XII. et AIII. 


CUREND 


A. MD. 1868. 


N. 1941. 


Sequentibus communicantur Venerabili Clero leges civiles, intuitu 
matrimonii, scholarum elementarium, et lex interconfessionalis — 
pro notitia et directione, 


Volumus, ut tenorem earundem in iis, quae fidei catholicae et sacris constitutionibus 
Ecclesiae vigentibus non contradicunt, exacte et ad amussim adimpleatis. 

Quomodo vero quoad alia puncta earundem Vos versari in Ecclesia oporteat e litteris 
pastoralibus de 24. Junii N. 69. praes. 1868 ad Vos datis cognoscere poteritis. 


Reids-Gefeg-Platt 
XIX. Stück ex 1868, 
47. 
geſeß vom 25. Mai 1868, 
wodurch die Porſchriſten des zweiten Hauptſtüches des allg. bürgerl. Geſetzbuches über das Eherecht für Katholiken 


wieder hergeftellt, die Gerichtsbarkeit in Eheſachen der Kahtoliken den weltlichen Gerichtsbehörden überwieſen und 
Beſtimmungen über die bedingte Zuläſſigkeit der Eheſchließung vor weltlichen Behörden erlaſſen werden. 


Wirkſam für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich das folgende 
Geſetz zu erlaſſen, wodurch die Vorſchriften des zweiten Hauptſtückes des allg. bürgerl. 
Geſetzbuches über das Eherecht für Katholiken wieder hergeſtellt, die Gerichtsbarkeit in 
Eheſachen den weltlichen Gerichtsbehörden überwieſen und Beſtimmungen über die bedingte 
Zuläſſigkeit der Eheſchließung vor weltlichen Behörden eingeführt werden. 

Art. I. Das unter Berufung auf das Patent vom 5. November 1855, Reichs- 
Geſetz⸗Blatt Nr. 195, erlaſſene und mit 1. Jänner 1857 zur Wirkſamkeit gelangte kaiſerli⸗ 
che Patent vom 8. October 1856, Reichs-Geſetz⸗Blatt Nr. 185, mit dem dieſem Patente 
als erſter Anhang beigegebenen Geſetze über die Eheangelegenheiten der Katholiken im 
Kaiſerthume Oeſterreich, ſowie dem weiters beigegebenen und in dem Geſetze ſelbſt bezoge⸗ 
nen zweiten Anhange: „Anweiſung für die geiſtlichen Gerichte des Kaiſerthumes Oeſterreich 
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in Betreff der Eheſachen“ find für die Königreiche und Länder, für welche das gegenwär⸗ 
tige Geſetz erlaſſen wird, außer Kraft geſetzt. 

An die Stelle dieſer aufgehobenen Geſetze treten auch für Katholiken die Bore 
ſchriften des von dem Eherechte handelnden zweiten Hauptſtückes des allg. bürgerl. Geſetz⸗ 
buches vom 1. Juni 1811 und der hiezu nachträglich erfloſſenen Geſetze und Verordnungen, 
in ſoweit dieſelben zur Zeit, als das Patent vom 8. October 1856, Reichs-Geſetz-Blaͤtt 
Nr. 185, in Kraft trat, befanden haben und durch das gegenwärtige Geſetz nicht abgeän⸗ 
dert werden. 

Art. II. Wenn einer der nach den Vorſchriften des allg. bürgerl. Geſetzbuches zum 
Aufgebote der Ehe berufenen Seelſorger die Vornahme des Aufgebotes oder einer von den 
zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung berufenen Seelſorgern, 
welcher von den Brautleuten deßhalb angegangen wurde, die Vornahme des Aufgebotes 
oder Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe aus einem durch 
die Geſetzgebung des Staates nicht anerkannten Hinderungsgrunde verweigert, ſo ſteht es 
den Brautleuten frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch die weltliche Behörde zu veranlaſſen 
und die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe vor dieſer Behörde abzugeben. 

Rückſichtlich dieſer den Ehewerbern aller Confeſſionen geftatteten eventuellen Ehe- 
ſchließung vor der weltlichen Behörde gelten die Vorſchriften des zweiten Hauptſtückes des 
allg. bürgerl. Geſetzbuches mit den nachſtehenden Abänderungen: 

§. 1. Als die zur Vornahme des Aufgebotes und zur Entgegennahme der feier- 
lichen Erklärung der Cinwilligung berufene weltliche Behörde hat die k. k. politiſche Be— 
zirksbehörde, in jenen Städten aber, welche eigene Gemeindeſtatute beſitzen, die mit der 
politiſchen Amtsführung betraute Gemeindebehörde einzutreten, und es wird diejenige po— 
litiſche Bezirks- (Gemeinde-) Behörde hiezu als competent anzuſehen fein, in deren Umt- 
bezirk der die Eheſchließung verweigernde Sellſorger ſeinen Amtsſitz hat. 

§. 2. Um das Aufgebot und die Eheſchließung bei der weltlichen Behörde 
verlangen zu konnen, haben die Ehewerber vor dieſer Behörde die Weigerung des compe- 
tenten Seelſorgers entweder durch ein ſchriftliches Zeugniß desſelben oder durch die Ausſage 
von zwei im Amtsbezirke wohnenden eigenberechtigten Männern nachzuweiſen. 

Wird ein ſolcher Beweis nicht erbracht, ſo liegt es der politiſchen Behörde ob, 
an den betreffenden Seelſorger eine Aufforderung des Inhaltes zu richten, daß derſelbe das 
Aufgebot vornehmen und beziehungsweiſe die Erklärung der Einwillung zur Che entgegen- 
nehmen oder mittelſt ämtlicher Zuſchrift die entgegenſtehenden Hinderniſſe anzeigen wolle. 

Erfolgt hierauf aus Gründen, welche in den Staatsgeſetzen nicht enthalten ſind, 
oder ohne Angabe von Gründen eine ablehende Antwort des Seelſorgers oder geht inner⸗ 
halb eines Zeitraumes von längſtens acht Tagen, in welche die Tage des Poſtenlaufes 
nicht einzurechnen ſind, keine Antwort ein, ſo hat die politiſche Behörde nach Beibringung 
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der durch die Vorſchriften des allg. bürgerl. Geſetzbuches ſammt Nachtrags-Verordnungen 
vorgeſchriebenen Ausweiſe und Behelfe das Aufgebot und den Eheſchließungsact ſofort vor- 
zunehmen. 

§. 3. Alle Functionen und Entſcheidungen, welche nach den Vorſchriften des 
zweiten Hauptſtückes des allg. bürgerl. Geſetzbuches ſammt Nachtrags-Verordnungen dem 
Seelſorger übertragen ſind, ſtehen im Falle einer Eheſchließung vor der weltlichen Behörde 
der competenten politiſchen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde zu. 

§. 4. Gegen Entſcheidungen der politiſchen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde in 
Eheſachen ſteht den Ehewerbern das Recht des Recurſes an die k. k. politiſche Landesſtelle 
und gegen die Entſcheidungen dieſer letzteren das Recht des Recurſes an das k. k. Mini⸗ 
ſterium des Innern offen, ohne daß der Recurs an eine beſtimmte Friſt gebunden oder 
durch gleichlautende Entſcheidungen der beiden unteren Inſtanzen ausgeſchloſſen iſt. 


§. 5. Das Aufgebot einer vor der weltlichen Behörde abzuſchlißenden Ehe iſt von 
dieſer Behörde durch öffentlichen Anſchlag ſowohl an der eigenen ämtlichen Kundmachungsta— 
fel, als auch im Requiſitionswege durch öffentlichen Anſchlag bei dem Gemeindeamte des 
Wohnortes eines jeden der Brautleute vorzunehmen. 

Wenn bei einer k. k. politiſchen Bezirksbehörde regelmäßig Amtstage abgehalten 
werden, ſo hat das Aufgebot auch mündlich an einem oder mehreren Amtstagen zu erfolgen. 
Zur Giltigkeit der Ehe wird jedoch nur die Vornahme des ſchriftlichen Aufgebotes mittelſt 
Anſchlages erfordert. 

Der das Aufgebot enthaltende Anſchlag ſoll durch drei Wochen an der Kundma— 
chungstafel der politiſchen Behörde und der betreffenden Gemeindeämter affigirt bleiben, be— 
vor zur Eheſchließung geſchritten werden kann. 

Aus wichtigen Gründen kann die k. k. politiſche Landesſtelle dieſen Aufgebotstermin 
verkürzen und unter dringenden Umſtänden das Aufgebot auch ganz nachſehen. Die Aufgebots— 
nachſicht wegen beſtätigter naher Todesgefahr kann gegen das im $. 86 des allg. bürgerl. Ge— 
ſetzbuches vorgeſehene eidliche Gelöbniß der Brautleute auch von der politiſchen Bezirks (Ge— 
meinde⸗) Behörde ertheilt werden. j 

$. 6. Die Requiſition und Delegation einer anderen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde 
zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung kann über Anſuchen der Braut: 
leute von Seite der kompetenten politiſchen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde nach den in allg. 
bürgerl. Geſetzbuche ($$. 81 und 82) für Pfarrämter beſtehenden Vorſchriften geſchehen. 


$. 7. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe muß vor dem Vorſteher 
der politiſchen Bezirks- (Gemeinde-) Behörde oder vor einem Stellvertreter des Vorſtehers 
in Gegenwart zweier Zeugen und eines beeideten Schriftführers abgegeben werden. 

§. 8. Ueber den Akt der Eheſchließung ift ein Protokoll aufzunehmen und ſowohl 
von den Brautleuten als von den Zeugen und den beiden Amtsperſonen zu unterzeichnen. 
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$. 9. Die politiſche Bezirke: (Gemeinde) Behörde führt über die bei derſelben vor- 
gekommenen Aufgebote und Eheſchließungen das Aufgebotsbuch und das Eheregiſter und fer- 
tigt aus dieſen Regiſtern über Anſuchen ämtliche Zeugniſſe aus, welche die geſchehene Ver⸗ 
kündigung und beziehungsweiſe Eheſchließung mit der Beweiskraft öffentlicher Urkunden 
darthun. 

Ein ſolches Amtszeugniß über den vorgenommenen Akt der Eheſchließung hat die 
politiſche Bezirks, (Gemeinde-) Behörde den ordentlichen Seelſorgern beider Brautleute von 
Amtswegen zu überſenden. 

$. 10. Rückſichtlich der Scheidung und Trennung der Ehe gelten für die vor der 
weltlichen Behörde geſchloſſenen Ehen gleichfalls die Beſtimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbu⸗ 
ches, wo bei die den Seelſorgern zugewieſenen Funktionen der politiſchen Bezirks- (Gemeinde-) 
Behörde obliegen, in deren Sprengel ſich der Amtsſitz des zu dieſen Funktionen geſetzlich be— 
rufenen Seelſorgers befindet. | 

$. 11. Es bleibt den Eheleuten, welche ihre Ehe vor der weltlichen Behörde abge- 
ſchloſſen haben, unbenommen, nachträglich auch die kirchliche Einſegnung ihrer Ehe von einem 
der Seelſorger jener Confeſſion, welcher ein Theil der Eheleute angehört, zu erwirken. 

Art. III. Mit dem Tage, an welchem die Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes 
beginnt, wird in den Königreichen und Ländern, für welche dasſelbe gegeben iſt, die Gerichts— 
barkeit in Eheſachen der Katholiken wie der übrigen chriſtlichen und nicht chriſtlichen Confeſ— 
ſionen ausſchließlich durch diejenigen weltlichen Gerichte ausgeübt, die vor dem 1. Jänner 
1857, mit welchem Tage die geiſtlichen Ehegerichte in Wirkſamkeit traten, nach den Jurisdik— 
tionsnormen vom 22. Dezember 1851. und 20. November 1852. hiezu berufen waren. 

Dieſe weltlichen Gerichte haben nach denjenigen Geſetzen und Verordnungen, wel— 
che zur Zeit, als das Patent vom 8. Oktober 1856, Reichs-Geſetz⸗Blatt Nr. 185, in Wirk⸗ 
ſamkeit getreten, für Eheſtreitigkeiten was immer für einer Art beſtanden, und insbeſondere 
nach den über Eheſtreitigkeiten im zweiten Hauptſtücke des allg. bürgerl. Geſetzbuches und im 
Hofdekrete vom 23. Auguſt 1819, Juſtizgeſetzſammlung Nr. 1595, enthaltenen Beſtimmungen 
zu verfahren, ſoweit die letzteren nicht durch die Verfügungen des gegenwärtigen Geſetzes 
eine Aenderung erleiden. 

Art. IV. Zur Einführung des gegenwärtigen Geſetzes werden folgende Ueber- 
gangsbeſtimmungen verfügt: 

§. 1. In ſoferne es fih um die Giltigkeit einer Ehe handelt, welche unter der 
Geltung des Patentes vom 8. Oktober 1856, Reichs-Geſetz-Blatt Nr. 185, geſchloſſen wurde, 
iſt dieſelbe nach den Beſtimmungen dieſes Patentes und der damit erlaſſenen Vorſchriften zu 
beurtheilen. 

Die Trennung, ſowie die Scheidung von Tiſch und Bett in Anſehung einer vor Be⸗ 
ginn der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes geſchloſſenen Ehe iſt dagegen von dem Tage dieſer 
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Wirkſamkeit nur nach den Beſtimmungen des bürgerl. Geſetzbuches und nach den im gegen- 
wärtigen Geſetze getroffenen Anordnungen zu beurtheilen. 

§. 2. Ebenſo iſt das Verfahren bei Unterſuchung und Verhandlung über die Ungil⸗ 
tigkeitserklärung eben ſowohl als über die Trennung und Scheidung von Tiſch und Bett 
hinſichtlich einer vor Wirkſamkeit dieſes Geſetzes geſchloſſenen Ehe nach den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes zu pflegen. 

§. 3. Die unter der Geltung des Patentes vom 8. Oktober 1856, Reichs-Geſetz⸗ 
Blatt Nr. 185, ergangenen rechtskräftigen Entſcheidungen verlieren die ihnen nach Maßgabe 
dieſes Patentes und der demſelben beigegebenen Geſetze zukommenden Wirkungen nicht. 

§. 4. Alle am Tage der beginnenden Wirkſamkeit des gegenwärtigen Geſetzes auf 
Grund des Patentes vom 8. Oktober 1856, Reichs-Geſetz-Blatt Nr. 185, bei einem geiſtli⸗ 
chen oder weltlichen Gerichte in erſter oder höherer Inſtanz oder bei was immer für einer 
Behörde anhängigen Verhandlungen ſind durch die nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu— 
ſtändigen weltlichen Gerichte und beziehungsweiſe Adminiſtrativbehörden fortzuführen und Das 
hin zu übertragen. 

§. 5. In ſoweit es ſich um die Aufgebote und ſonſtigen Vorbereitungen einer Ehe 
handelt, iſt ſich bis zu dem Tage, an welchem die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes beginnt, gleich— 
falls an die Vorſchriften des Patentes vom 8. Oktober 1856, Reichs-Geſetz-Blatt Nr. 185, 
und der demſelben beigegebenen Geſetze zu halten, in ſoweit die Ehe auch noch innerhalb die- 
ſes Zeitraumes zum Abſchluſſe kommt. Wenn dieſes letztere jedoch nicht der Fall ift, fo müf- 
ſen die Aufgebote ſo wie die ſonſtigen Vorbereitungen zum Eheabſchluſſe während der Wirk⸗ 
ſamkeit dieſes Geſetzes in Gemäßheit der Vorſchriften desſelben neuerlich vorgenommen werden. 

Art. V. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Geſetzes werden die Miniſter der 
Juſtiz, des Cultus und des Innern betraut, von welchen die erforderlichen Ausführungs— 


Verordnungen zu erlaſſen ſind. Wien, am 25. Mai 1868. 
Franz Joſeph m. p. 
Auersperg m. p. Hafner m. p. Giskra m. p. Herbſt m. p. 
48. 


geſeßz vom 25. Mai 1868, 
wodurch grundſätzliche Peſtimmungen über das Verhältniß der Schule zur Kirche erlaſſen werden. 
Giltig für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich folgendes Geſetz 
zu erlaſſen: 

§. 1. Die oberſte Leiſtung und Aufſicht über das geſammte Unterrichts⸗ und Er⸗ 
ziehungsweſen ſteht dem Staate zu und wird durch die hiezu geſetzlich berufenen Organe 
ausgeübt. 
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§. 2. Unbeſchadet dieſes Aufſichtsrechtes bleibt die Beſorgung, Leitung und une 
mittelbare Beaufſichtigung des Religionsunterrichtes und der Religionsübungen für die verſchie— 
denen Glaubensgenoſſen in den Volks- und Mittelſchulen der betreffenden Kirche oder Reli- 
gionsgeſellſchaft überlaſſen. 

Der Unterricht in den übrigen Lehrgegenſtänden in dieſen Schulen iſt unabhängig 
von dem Einfluſſe jeder Kirche oder Religionsgeſellſchaft. 

$. 3. Die vom Staate, von einem Lande oder von Gemeinden ganz oder theilweiſe 
gegründeten oder erhaltenen Schulen und Erziehunsanſtalten ſind allen 1 ohne 
Unterſchied des Glaubensbekenntniſſes zugänglich. 


§. 4. Es ſteht jeder Kirche oder Religionsgeſellſchaft frei, aus ihren Mitteln Schu⸗ 
len für den Unterricht der Jugend von beſtimmten Glaubensbekenntniſſen zu errichten und 
zu erhalten. | 

Diefelben find jedoch den Geſetzen für das Unterrichtsweſen unterworfen und kön— 
nen die Zuerkennung der Rechte einer öffentlichen Lehranſtalt nur dann in Anſpruch nehmen, 
wenn allen geſetzlichen Bedingungen für die Erwerbung dieſer Rechte entſprochen wird. 

§. 5. Die Benützung von Schulen und Erziehungsanftalten für beſtimmte Glay- 
bensgenoſſen iſt Mitgliedern einer anderen Religionsgeſellſchaft durch das Geſetz nicht unterfagt. 

§. 6. Die Lehrämter an den im $. 3 bezeichneten Schulen und Erziehungsanſtal⸗ 
ten ſind für alle Staatsbürger gleichmäßig zugänglich, welche ihre Befähigung hiezu in ge— 
ſetzlicher Weiſe nachgewieſen haben. 

Als Religionslehrer dürfen nur diejenigen angeſtellt werden, welche die betreffende 
konfeſſionelle Oberbehörde als hiezu befähigt erklärt hat. 

Bei anderen Schulen und Erziehungsanſtalten ($. 4.), ift dießfalls das Errich— 
tungsſtatut maßgebend. 

Die Wahl der Erzieher und Lehrer für den Privatunterricht iſt durch keine Rück— 
ſicht auf das Religionsbekenntniß beſchränkt. 

§. 7. Die Lehrbücher für den Gebrauch in den Volks- und Mittelſchulen, ſowie 
in den Lehrerbildungsanſtalten bedürfen nur der Genehmigung der durch dieſes Geſetz zur 
Leitung und Beaufſichtigung des Unterrichtsweſens berufenen Organe. 

Religionslehrbücher können jedoch erſt dann dieſe Genehmigung erhalten, wenn ſie 
von der bezüglichen konfeſſionellen Oberbehörde für zuläſſig erklärt worden ſind. 

§. 8. Das Einkommen der Normalſchulfonde, des Studienfondes und ſonſtiger 
Stiftungen für Unterrichtszwecke iſt ohne Rückſicht auf das Glaubensbekenntniß zu verwen⸗ 
den, in ſoweit es nicht nachweisbar für gewiſſe Glaubensgenoſſen gewidmet iſt. 

§. 9. Der Staat übt die oberſte Leitung und Aufſicht über das geſammte Unter⸗ 
richts⸗ und Erziehungsweſen durch das Unterrichtsminiſterium aus. 
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§. 10. Zur Leitung und Aufſichi über das Erziehungsweſen, dann über die Bolts- 
ſchulen und Lehrerbildungsanſtalten werden in jedem Königreiche und Lande 
a) ein Landesſchulrath als oberſte Landesſchulbehörde, 
b) ein Bezirksſchulrath für jeden Schulbezirk, 
c) ein Ortsſchulrath für jede Schulgemeinde beſtellt. 
Die Eintheilung des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landesgeſetzgebung. 
$. 11. Der bisherige Wirkungskreis der geiſtlichen und weltlichen Schulbehörden, 
und zwar: 
a) der Landesſtelle, der kirchlichen Oberbehörden und Schuloberaufſeher; 
b) der politiſchen Bezirksbehörde und der Schuldiſtriktsaufſeher; 
c) der Ortsſeelſorger und Ortsſchulaufſeher hat, unbefchadet der Beſtimmung des $. 2, 
an die im $. 10 bezeichneten Organe überzugehen. 
§. 12. In den Landesſchulrath find unter dem Vorſitze des Statthalters CLandes⸗ 
chefs) oder ſeines Stellvertreters Mitglieder der politiſchen Landesſtelle, Abgeordnete des 
Landesausſchuſſes, Geiſtliche aus den im Lande beſtehenden Confeſſionen und Fachmänner 
im Lehrweſen zu berufen. 
Die Zuſammenſetzung der im §. 10, lit. b und c bezeichneten Bezirks- und Orts⸗ 
ſchulräthe wird durch die Landesgeſetzgebung feitgeftellt. 
$. 13. Durch die Landesgeſetzgebung find die näheren Beſtimmungeo in Betreff 
der Zuſammenſetzung und Einrichtung des Landes-, Bezirks- und Ortsſchulrathes, dann die 
gegenſeitige Abgränzung des Wirkungskreiſes derſelben, ferner die näheren Beſtimmungen 
rückſichtlich des Ueberganges des Wirkungskreiſes der bisherigen geiſtlichen und weltlichen 
Schulbehörden an den Landes-, Bezirks- und Ortsſchulrath feſtzuſtellen. 
Ebenſo it durch das Landesgeſetz zu beſtimmen, ob und wieferne ausnahmsweiſe 
auch Abgeordnete von bedeutenden Gemeinden in den Landesſchulrath einzutreten haben. 
§. 14. Die $$. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 8 und 9 treten mit dem Tage der Kundmachung 
dieſes Geſetzes in Wirkſamkeit und werden alle mit dieſen Paragraphen in Widerſpruche 
ſtehenden, bisher giltigen Geſetze und Anordnungen außer Kraft geſetzt. Das mit Allerhöch- 
ſter Entſchließung von 25. Juni 1867 genehmigte Regulativ, betreffend die Einſetzung eines 
Landesſchulrathes für die Königreiche Galizien, Lodomerien und das Großherzogthum Kra⸗ 
kau, bleibt unberührt. 
$. 15. Mein Miniſter des Unterrichtes iſt mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes be⸗ 
aufragt. 
Wien, am 25. Mai 1868. 


Franz Joſeph m. p. Auersperg m. p. Hafner m. p. 
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49, 
Hefe vom 25. Mai 1868, 
wodurch die interkonfefhonellen Verhältniſſe der Staatsbürger in deu darin angegebenen Beziehungen geregelt werden. 
Giltig für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Reichsrathes finde Ich das nachfolgende 
Geſetz, wodurch die interkonfeſſionellen Verhältniſſe der Staatsbürger in den darin angegebe— 
ben Beziehungen geregelt werden, zu erlaſſen. 


1. In Beziehung auf das Religionsbekenntniß der Kinder. 

Artikel 1. Eheliche oder den ehelichen gleichgehaltene Kinder folgen, ſoferne beide 
Eltern demſelben Bekenntniſſe angehören, der Religion ihrer Eltern. 

Bei gemiſchten Ehen folgen die Söhne der Religion des Vaters, die Töchter der 
Religion der Mutter. Doch können die Ehegatten vor oder nach Abſchluß der Ehe durch 
Vertrag feſtſetzen, daß das umgekehrte Verhältniß ſtattfinden ſolle, oder daß alle Kinder der 
Religion des Vaters oder alle der der Mutter folgen ſollen. 

Uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. 

Im Falle keine der obigen Beſtimmungen Platz greift, hat derjenige, welchem das 
Recht der Erziehung bezüglich eines Kindes zuſteht, das Religionsbekenntniß für ſolches zu 
beſtimmen. 

Reverſe an Vorſteher oder Diener einer Kirche, oder Religionsgenoſſenſchaft oder 
an andere Perſonen über das Religionsbekenntniß, in welchem Kinder erzogen und unterrich— 
tet werden ſollen, ſind wirkungslos. 


Artikel 2. Das nach dem vorhergehenden Artikel für ein Kind beſtimmte Religi— 
onsbekenntniß darf in der Regel ſo lange nicht verändert werden, bis dasſelbe aus eigener 
freier Wahl eine ſolche Veränderung vornimmt. Es können jedoch Eltern, welche nach Arti- 
kel 1 das Religionsbekenntniß der Kinder vertragsmäßig zu beſtimmen berechtigt find, das- 
ſelbe bezüglich jener Kinder ändern, welche noch nicht das ſiebente Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Im Falle eines Religionswechſels eines oder beider Elterntheile, beziehungsweiſe 
der unehelichen Mutter, ſind jedoch die vorhandenen Kinder, welche das ſiebente Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, in Betreff des Religionsbekenntniſſes ohne Rückſicht auf einen 
vor dem Religionswechſel abgeſchloſſenen Vertrag ſo zu behandeln, als wären ſie erſt nach 
dem Religionswechſel der Eltern, beziehungsweiſe der unehelichen Mutter, geboren worden. 

Wird ein Kind vor zurückgelegtem ſiebenten Jahre legitimirt, ſo iſt es in Betreff 
des Religiongsbekenntniſſes nach Artikel 1 zu behandeln. 


Artikel 3. Die Eltern der Vormünder, ſowie die Religionsdiener ſind für die ge— 
naue Befolgung der vorſtehenden Vorſchriften verantwortlich. 
Für den Fall der Verletzung derſelben ſteht den nächſten Verwandten ebenſo wie 
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den Oberen der Kirchen und Religionsgenoſſenſchaften das Recht zu, die Hilfe der Behörden 
anzurufen, welche die Sache zu unterſuchen und das Geſetzliche zu verfügen haben. 


II. Zn Beziehung auf den Uebertritt von einer Kirche oder Neligions: 
genoſſenſchaft zur anderen. 


Artikel 4. Nach vollendeten 14. Lebensjahre hat Jedermann ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes die freie Wahl des Religionsbekenntniſſes nach ſeiner eigenen Ueberzeugung und 
iſt in dieſer freien Wahl nöthigenfalls von der Behörde zu ſchützen. 

Derſelbe darf ſich jedoch zur Zeit der Wahl nicht in einem Geiſtes- oder Gemüths⸗ 
zuſtande befinden, welcher die eigene freie Ueberzeugung ausſchließt. 

Artikel 5. Durch die Religions veränderung gehen alle genoſſenſchaftlichen Rechte 
der verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an den Ausgetretenen ebenſo wie die 
Anſprüche dieſes an jene verloren. 

Artikel 6. Damit jedoch der Austritt aus einer Kirche oder Religionsgenoſſen— 
ſchaft ſeine geſetzliche Wirkung habe, muß der Austretende denſelben der politiſchen Behörde 
melden, welche dem Vorſteher oder Seelſorger der verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſ— 
ſenſchaft die Anzeige übermittelt. 

Den Eintritt in die neu gewählte Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft muß der 
Eintretende dem betreffenden Vorſteher oder Seelſorger perſönlich erklären. 

Artikel 7. Die Beſtimmung des $. 768, lit. a) allg. bürgerl. Geſetzbuches, vermöge 
welcher der Abfall vom Ehriſtenthum als Grund der Enterbung erklärt wird, dann die Ber- 
fügungen des §. 122, lit. c) und d) Strafgeſetzes, womit derjenige, welcher einen Chriften 
zum Abfalle vom Chriſtethum zu verleiten oder eine der chriſtlichen Religion widerſtrebende 
Irrlehre auszuſtreuen ſucht, eines Verbrechens ſchuldig erklärt wird, ſind aufgehoben. 

Es iſt jedoch jeder Religionspartei unterſagt, die Genoſſen einer anderen durch 
Zwang oder Liſt zum Uebergang zu beſtimmen. Die näheren Beſtimmungen des geſetzlichen 
Schutzes hingegen, ſoweit er nicht durch die Strafgetze gegeben iſt, bleiben einem beſonderen 
Geſetze vorbehelten. 


III. In Beziehung auf Funktionen des Gottesdienſtes und der Seelſorge. 


Artikel 8. Die Vorſteher, Diener oder Angehörigen einer Kirche oder Religions— 
genoſſenſchaft haben ſich der von den berechtigen Perſonen nicht angeſuchten Vornahme von 
Funktionen des Gottesdienſtes und der Seelſorge an den Angehörigen einer anderen Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft zu enthalten. 

Eine Ausnahme kann nur für jene einzelnen Fälle eintretten, in welchen durch die 
betreffenden Seelſorger oder Diener der anderen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft um die 
Vornahme eines dieſen zuſtehenden Aktes das Anſuchen geſtellt wird, oder die Satzungen 
und Vorſchriften dieſer letzteren die Vornahme des Aktes geſtatten. * 
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Außer dieſen Fällen iſt der bezügliche Akt als rechtlich unwirkſam anzuſehen und es 
haben die Behörden auf Anſuchen der beeinträchtigten Privatperſon oder Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft die geeignete Abhilfe zu gewähren. 


IV. In Beziehung auf Beiträge und Leiſtungen. 

Artikel 9. Angehörige einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft konnen zu Beiträ— 
gen an Geld und Naturalien oder zu Leitungen an Arbeit für Cultus- und Wohlthätigkeits— 
zwecke einer anderen nur dann verhalten werden, wenn ihnen die Pflichten des dinglichen 
Patronates obliegen, oder wenn die Verpflichtung zu ſolchen Leiſtungen auf privatrechtlichen, 
durch Urkunden nachweisbaren Gründen beruht, oder wenn ſie grundbücherlich ſichergeſtelt iſt. 

Kein Seelſorger kann von Angehörigen einer ihm fremden Confeſſion Taxen, Stol- 
gebühren u. dgl. fordern, außer für auf deren Verlangen wirklich verrichtete Funktionen, und 
zwar nur nach dem geſetzlichen Ausmaß. 

Artikel 10. Die Beſtimmungen des vorhergehenden Artikels 9 finden auch auf 
Beiträge und Leiſtungen für Unterrichtszwecke volle Anwendung, außer wenn die Angehörigen 
einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft mit Angehörigen einer anderen vermöge der geſetz— 
lichen Einſchulung Eine Schulgemeinde bilden, in welchem Falle die Eingeſchulten ohne 
Unterſchied der Confeſſion die zu Errichtung und Erhaltung der gemeinſchaftlichen Schule 
und zur Beſoldung der an derſelben angeftellten Lehrer erforderlichen Koſten, jedoch mit Aus- 
ſchluß der Koſten für den Religionsunterricht der einer andern Confeſſion Angehörigen zu 
tragen haben. 

Eine zwangsweiſe Einſchulung in die Schule einer anderen Confeſſion findet nicht ſtatt. 

Artikel 11. Alle in den Beſtimmungen der vorſtehenden Artikel 9 und 10 nicht 
begründeten Anſprüche der Geiſtlichen, Meßner, Organiſten und Schullehrer, dann der Cul— 
tu- Unterrichts- und Wohlthätigkeilsanſtalten einer Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft auf 
Beiträge und Leiſtungen von Seite der Angehörigen einer anderen ſind als erloſchen zu 
betrachten. 

V. In Beziehung auf Begräbniſſe. 

Artikel 12. Keine Religionsgemeinde kann der Leiche eines ihr nicht Angehörigen 
die anſtändige Beerdigung auf ihrem Friedhofe verweigern: 

1. wenn es ſich um die Beſtattung in einem Familiengrabe handelt, oder wenn 

2. da, wo der Todesfall eintrat oder die Leiche gefunden ward, im Umkreis der 
Ortsgemeinde ein für Genoſſen der Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft des Verſtorbenen be— 
ſtimmter Friedhof ſich nicht befindet. 


VI. In Anſehung der Feier⸗ und Feſttage. 
Artikel 13. Niemand kann genöthigt werden, fih an den Feier- und Feſttagen 
einer ihm fremden Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft der Arbeit zu enthalten. 
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An Sonntagen iſt jedoch während des Gottesdienſtes jede nicht dringend nothwen— 
dige öffentliche Arbeit einzuſtellen. 

Ferner muß an den Feſttagen was immer für einer Kirche oder Religionsgenoſſen⸗ 
ſchaft während des Hauptgottesdienſtes in der Nähe des Gotteshauſes Alles unterlaſſen wers 
den, was eine Störung oder Beeinträchtigung der Feier zu Folge haben könnte. 

Dasſelbe iſt bei den herkömmlichen feierlichen Proceſſionen auf den Plätzen und in 
den Straßen zu beobachten, durch welche ſich der Zug bewegt. 

Artikel 14. Keine Religionsgemeinde kann genöthigt werden, ſich des Glockenge— 
läutes an Tagen zu enthalten, an welchen dasſelbe nach den Satzungen einer anderen Kirche 
oder Religionsgeſellſchaft zu unterbleiben hat. 


Artikel 15. In Schulen, welche von Angehörigen verſchiedener Kirchen oder Re- 
ligionsgeſellſchaften beſucht werden, ſoll, ſoweit es ausführbar iſt, dem Unterricht eine ſolche 
Eintheilung gegeben werden, bei welcher auch der Minderheit die Erfüllung ihrer religiöſen 
Pflichten ermöglicht wird. 


VII. Schluß beſtimmungen. 


Artikel 16. Alle dieſen Vorſchriften widerſtreitenden Beſtimmungen der bisherigen 
Geſetze und Verordnungen, auf welcher Grundlage ſie beruhen und in welcher Form ſie 
erlaſſen fein mögen, ebenſo wie allfällige entgegenſtehende Gepflogenheiten find, auch in fofer= 
ne ſie hier nicht ausdrücklich aufgehoben wurden, fernerhin nicht mehr zur Anwendung zu 
bringen. 

Dieß gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die röligiöſe Erziehung der 
in öffentliche Pflege genommenen Kinder. 

Artikel 17. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Kundmachung in 
Wirkſamkeit. 

Artikel 18. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Geſetzes ſind der Miniſter des 
Cultus und Unterrichtes, fo wie die übrigen Miniſter, in deren Wirkungskreis die Vorſchrif⸗ 
ten desſelben zur Anwendung kommen, beauftragt, und haben ſie die zu ſolchem Vollzuge er⸗ 
forderlichen Verordnungen zu erlaſſen. 


Franz Joſeph m. p. 


Wien, am 25. Mai 1868. 


Auersperg m. p. Taaffe m. p. Haſuee m. p. Giskra m. p. Herbſt m. p. 
Tarnoviae die 24. Junii 1868. 
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N. 1186. 
Innovationes in e. r. officiis tributorum et vectigalium in Regnis Galieiae 
et Lodomeriae ae Magno Ducatu Cracoviensi evenerant, quae © notificati- 
one sequenti innotescunt. 


Dziennik ustaw i rozporządzeń krajowych dla Królestwa Galicyi i Lodomeryi 


wraz 2 Wielkiem Księstwem Krakowskiem. 
Rok 1868. Wydano i rozesłano dnia 20. Stycznia 1868. Część I. 


Nr. 1. 


Obwieszczenie c. k. Dyrekcyi finansowćj z dnia 17. Grudnia 1867. r., L. 3144. Praez., o re- 
formie służby przy urzędach podatkowych w Królestwie Galicyi i Lodomeryi z Wielkiem 
Księstwem Krakowskiem i z Księstwami, Oświęcimskiem i Zatorskiem. 


Liczba urzędów podatkowych w tym kraju koronnym będzie zredukowana odpo- 
wiednio liczbie politycznych urzędów powiatowych. 

Zamiast istniejących dotąd 170 urzędów podatkowych, ustanowione będą tedy: jeden 
urząd podatkowy i zbiorowy w Krakowie i 73 urzędów podatkowych. 

Urząd podatkowy i zbiorowy w Krakowie obejmuje okręg miasta i politycznego po- 
wiatu Krakowskiego, a przydzielone mu czynności i czas, kiedy rozpoczyna swoją działalność, 
a istniejąca w Krakowie główna kassa krajowa, jakoteż tamtejszy urząd podatkowy, zawie- 
szają swoje urzędowanie, zostały osobnem obwieszczeniem podane do wiadomości powszechnéj. 

Prócz tego ustanowionych będzie 73 urzędów podatkowych w siedzibach dotyczą- 
cych politycznych urzędów powiatowych, i zostaną w nich skoncentrowane czynności należą 
ce do urzędów podatkowych, łącznie ze sprawami zbiorowych urzędów sierocińskich, w obrębie 
dotyczących powiatów politycznych, których okręgi urzędowe ustanowione zostały rozporzą 
dzeniem byłego Ministerstwa Stanu z d. 23. Stycznia 1867 r. (Dzien. u. P. zeszyt IX. nr. 
17.) i Ministerstwa Spraw Wewnętrznych z 19. Czerwca 1867 r. (Dzien, u. Pań. zeszyt 
XXXV. nr. 86.) 

W miejscach, gdzie na przyszłość nie będzie już istnieć urząd podatkowy, przejdą 
sprawy sądowych urzędów depozytowych na sądy powiatowe siedziby urzędowćj, natomiast 
będą urzęda podatkowe, odnośnie znajdujących się w ich siedzibach sądów, pełnić i na przy- 
szłość funkeye urzędów depozytowych. 

Stan urzędników każdego urzędu podatkowego składać się będzie z poborcy, kon- 
trolora i odpowiedniej liczby oficyatów, praktykantów i sług, nadto będą wyznaczone dla każ- 
dego w miarę potrzeby pauszalia pisarskie na załatwianie pisarskich czynności. 
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Dotychczasowy stosunek służbowy urzędów podatkowych do politycznych urzędów 
powiatowych i do powiatowych dyrekeyj skarbowych pozostaje niezmieniony. 
Czynność skoncentrowanych urzędów podatkowych w Galicyi ma się rozpocząć 
z dniem 31. Stycznia 1868 r. 
Tego samego dnia zawieszą urzędowanie swoje wszystkie urzęda podatkowe, znaj- 
dujące się zewnątrz siedziby politycznych urzędów powiatuwych. 
Eminger m. p. i Tarnoviae die 18. Martii 1868. 


N, 1672. 
Transmissio pecuniae ope assignationum et telegraph. 
PRZESYŁKI PIENIĘŻNE moga być za złożeniem kwoty przesyłać 
się mającćj w e. k. urzędzie pocztowym uskutecznione, asygnacya do adres- 
satu droga telegraficzną wystösowana; — z warunkami które następujace 
rozporządzenie ministeryalne dokładnićj określa 


Beihs-Gefeh-Blatt 
XIV. Stück ex 1868. 
30. 


Verordnung des Handelsminiſteriums vom 23. April 1868, betreffend Die 
Vermittlung von Geldanweifungen im telegraphiſehen Wege. 


In Folge einer Vereinbarung mit dem königlich ungariſchen Handelsminiſterium 
werden vom 20. Mai 1868 ab, im internen Verkehre die auf Poſtanweiſungen 
eingezahlten Beträge über Verlangen des Abſenders auf telegraphiſchem Wege bei der Poſt⸗ 
anſtalt des Beſtimmungsortes zur Auszahlung angewieſen, wenn zwiſchen der Poſtanſtalt 
des Aufgabsortes und jener des Beſtimmungsortes eine Staatstelegraphenverbindung beſteht 
und der Betrag der Anweiſung fünfhundert Gulden öſterr. Währung nicht überſchreitet. 

Für ſolche telegraphiſche Anweiſungen gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Die Anweiſungen ſind vom Abſender in der gewöhnlichen Weiſe auszufertigen, 
nur iſt auf der Anweiſung an der Stelle unter der Aufſchrift: „Poſtanweiſung“ der Beiſatz: 
„pr. Telegramm“ deutlich anzubringen und auf dem Coupon immer der Name und die Woh⸗ 
nung des Abſenders anzuſetzen. 

Wünſcht der Aufgeber telegraphiſch weitere, auf die Verfügung über das Geld be⸗ 
zügliche Mittheilungen zu machen, ſo muß er dieſe zugleich mit der Anweiſung der Poſtanſtalt 
am Aufgabsorte ſchriftlich übergeben, welche fie in das Telegramm aufnimmt. 

2. Telegraphiſche Anweiſungen im Betrage von mehr als 50 fl. bis einſchließlich 
500 fl. öſterr. Währung dürfen nur jene Poſtkaſſen annehmen und realiſiren, welche überhaupt 
zur Vermittlung von Anweiſungen in ſolchem Betrage ermächtigt ſind. 
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3. Für eine telegrapbifche Anweiſung find außer der gewöhnlichen, mittelſt Mara 
ken und bei Anweiſungen auf mehr als 50 fl. bar zu entrichtenden Anweiſungsgebühr, bei 
der Aufgabe noch folgende Gebühren bar einzuzahlen: 

a) Eine Gebühr von 10 Neukreuzern für die Beſorgung des Telegramms im 
Aufgabsorte vom Poſtamte zur Telegraphenſtation, jedoch nur dann, wenn letztere ſich nicht 
im Poſtgebäude befindet; 

b) die Telegraphengebühr für die Depeſche vom Aufgabs⸗ bis zum Beſtimmungs⸗ 
orte, und zwar bei Geldbeträgen von mehr als 200 fl. bis incluſive 500 fl. die Gebühr für 
rekommandirte Telegramme, nämlich das Doppelte der gewöhnlichen Gebühr; 

c) wenn die Anweiſung nicht poste restante lautet, die gewöhnliche Expreßgebühr, 
nämlich: die Beſtellgebühr von 15 Neukreuzern für die Zuſtellung im Standorte des Abgabs⸗ 
poſtamtes (der Poſtkaſſe) oder ein Botenlohn von 50 Neukreuzer pr. Meile, ſowie für jede 
Entfernung unter Einer Meile, wenn der Adreſſat außerhalb des Poſtortes wohnt. 


4. Der Betrag der Anweiſung wird von dem Poſtamte (der Poſtkaſſe), wo die Ein⸗ 
zahlung geleiſtet wurde, an das Poſtamt (die Poſtkaſſe) des Beſtimmungsortes telegraphiſch 
angewieſen und vom Letzteren dem Adreſſaten, wenn er ſich im Standorte des Poſtamtes 
(der Poſtkaſſe) befindet, nach Einlangen des betreffenden Telegramms gegen eigenhändige 
Empfangsbeſtätigung auf demſelben zugeſtellt. 

Wohnt der Adreſſat außerhalb des Standortes des Poſtamtes (der Poſtkaſſe), ſo 
wird ihm nur das Anweiſungstelegramm gegen Abgabſchein zugeſtellt, in welchem Falle es 
Sache des Adreſſaten iſt, den Betrag gegen eigenhändige Quittirung auf dem zurückzuſtellen⸗ 
den Telegramme bei dem Poſtamte (der Pokaſſe) binnen der feſtgeſetzten Friſt von 14 Ta⸗ 
gen abzuholen oder auf ſeine Gefahr durch verläßliche Perſonen abholen zu laſſen. 

Wenn das Anweiſungstelegramm bei dem Abgabspoſtamte (der Poſtkaſſe) nach 
dem Schluſſe der nachmittägigen Amtsſtunden anlangt, ſo erfolgt die Beſtellung des Tele⸗ 
gramms, beziehungsweiſe des Geldbetrages, erſt am nächſten Morgen. 

Anweiſungstelegramme, welche mit poste restante bezeichnet ſind, müſſen innerhalb 
der Friſt von drei Monaten bei dem Abgabspoſtamte (der Poſtkaſſe) erhoben werden. 


5. Sollte ſich bei der Zuſtellung zeigen, daß bei der Aufgabe anſtatt des Boten⸗ 
lohnes nur die Expreßbeſtellgebühr oder der Botenlohn mit einem zu geringen Betrage ein- 
gehoben wurde, ſo iſt der fehlende Betrag vom Adreſſaten zu entrichten. 

Weigert ſich der Letztere, dieſen Nachtrag zu zahlen, ſo iſt ihm das Telegramm, 
beziehungsweiſe der angewieſene Betrag, dennoch auszufolgen. 

In dieſem Falle, ſowie, wenn das Telegramm unbeſtellbar wäre, iſt der Abſender 
verpflichtet, den fehlenden Betrag nachträglich zu entrichten. 

Dieſe Verpflichtung kann nur ſechs Monate vom Tage der Aufgabe in Anſpruch 
genommen werden. | 
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6. Wenn ein Anweiſungstelegramm wegen Wechſel des Aufenthaltsortes nachzu⸗ 
ſenden iſt, ſo erfolgt die Nachſendung mittelſt der Briefpoſt, und wird das Telegramm an 
dem neuen Beſtimmungsorte nur in dem Falle mittelſt Expreß beſtellt, wenn die Nachſendung 
ſtattfand, ohne daß an dem urſprünglichen Beſtimmungsorte die Expreßbeſtellung verſucht 
wurde. Plener m. p. 


Juramenti coram judiciis civilibus deponendi forma determinatur. 


BReihs-Gefceh-Blatt 
XIV. Stück ex 1868, 
33. 
Nefeh vom 3. Mai 1868, 
zur Regelung des Verfahrens bei den Eidesablegungen vor Gericht. 
Giltig für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Mit Zuſtimmung beider Häuſer des Reichsrathes finde Ich zu verordnen wie folgt: 

8. 1. Die Formel der vor Gericht abzulegenden Eide hat ohne Rückſicht auf das 
Religionsbekenntniß des Schwörenden zu lauten: 

für Zeugen im Civil- und Strafverfahren: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden einen reinen Eid, daß ich 
über Alles, worüber ich von dem Gerichte befragt worden bin (werde befragt werden), die 
reine und volle Wahrheit und nichts als die Wahrheit ausgeſagt habe (ausſagen werde); ſo 
wahr mir Gott helfe!“ 

für Sach⸗ und Kunſtverſtändige im Civil⸗ und Strafverfahren: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden einen reinen Eid, daß 
ich den Befund und mein Gutachten nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen und nach den Regeln 
der Wiſſenſchaft (der Kunſt, des Gewerbes) abgeben werde; ſo wahr mir Gott helfe!“ 

für den Parteien-Eid in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten: 

„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden einen reinen Eid, daß... 
(hier folgen die Worte des Eides); ſo wahr mir Gott helfe!“ 

§. 2. Die geſetzliche Vorſchrift, nach welcher Zeugen in dem Verfahren in bürgerli- 
chen Rechtsſtreitigkeiten zu beſchwören haben, daß ſie ihre Ausſage Niemanden entdecken wer⸗ 
den, bevor ſie von dem Gerichte wird kundgemacht worden ſein, bleibt unberührt. 

§. 3. Vor der Eidesablegung hat der Richter den Schwurpflichtigen in einer deſſen 
Bildungsgrade und Faſſungskraft angemeſſenen Weiſe an die Heiligkeit des Eides vom reli⸗ 
giöſen Standpuncte, an die Wichtigkeit des Eides für die Rechtsordnung, an die zeitlichen 
und ewigen Strafen des Meineides zu erinnern und demſelben zu bedeuten, daß der Eid im 
Sinne des Gerichtes, daher ohne allen Vorbehalt und ohne Zweideutigkeit, abzulegen ſei. 
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$.4. Perſonen, welche ſich zur chriſtlichen Religion bekennen, haben, in foweit 
nicht die im $. 5 bezeichneten Ausnahmen eintreten, bei dem Schwure den Daumen und Die 
zwei erſten Finger der rechten Hand emporzuheben und den Eid vor einem Crucifixe und 
zwei brennenden Kerzen abzulegen. 

Israeliten haben bei der Eidesleiſtung das Haupt zu bedecken und die rechte Hand 
auf die Thora, zweites Buch Moſes, 20. Capitel, 7. Vers, zu legen. 

§. 5. Die Beſtimmungen des Hofdekretes vom 10. Jänner 1816, Juſtitzgeſetzſamm⸗ 
lung Nr. 1201, in Betreff der Perſonen, welche vermöge ihrer Religionslehre die Eidesab— 
legung für unerlaubt halten, die Vorſchriften des Hofdekretes vom 21. Dezember 1832, 
Juſtitzgeſetzſaammlung Nr. 2582, betreffend die Eidesablegung Derjenigen, welche fih zur 
helvetiſchen Confeſſion bekennen, endlich die Vorſchriften des Hofdekretes vom 26. Auguſt 
1826, Juſtizgeſetzſammlung Nr. 2217, betreffend die Beeidigung der Mahomedaner, ſowie 
die geſetzlichen Beſtimmungen über die Eidesablegung der Stummen und Taubſtummen, blei- 
ben durch dieſes Geſetz unberührt. 

Alle anderen, die Form der Eidesabnahme behandelnden Geſetze hingegen, insbe— 
fondere das Hofdekret vom 1. Oktober 1846, Juſtizgeſetzſammlung Nr. 987, betreffs der 
Judeneide, ſind durch dieſes Geſetz aufgehoben. 

§. 6. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt Mein Juſtizminiſter beauftragt. 
Franz Joſeph m. p. Auersperg m. p. Herbſt m. p. Wien, am 3. Mai 1868. 


Incareeratio exeeutionis ergo in caussa aeris alieni exsolvendi aboletur. 


34. 
Hefe vom 4. Mai 1868, 
wodurch die erehntive Schuldhaſt aufgehoben wird. 
Wirkſam für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Mit Zuſtimmung der beiden Häufer des Reichsrathes finde Ich anzuordnen, wie folgt: 

§. 1. Von dem Tage der Kundmachung dieſes Geſetzes an kann die Exekution auf 
die Perſon des Schuldners wegen Wechſel-⸗ oder ſonſtiger Geldforderungen weder bewilligt, 
noch wenn ſie ſchon früher bewilligt war, vorgenommen oder fortgeſetzt werden. 

§. 2. Die Beſtimmungen über den vorſichtsweiſen Arreſt gegen Perſonen, welche 
der Flucht verdächtig ſind, bleiben unberührt. 

§. 3. Mit dem Vollzuge dieſes Geſetzes iſt der Inſtizminiſter beauftragt. 
Franz Joſeph m. p. Auersperg m. p. Herbſt m. p. Wien, am 4. Mai 1868. 

Tarnoviae 18. Junii 1868. 


E Consistorio Episcopali, 
Josephus Alojsius Tarnoviae die 4. 21 ban. 


Episcopus Tarnoviensis. JOANNES FIG WER, Cancellarius. 
Tarnovie. Impensis Consistorii, typis Anastasii Rusinowski, 1868. 


